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Missionare, die ungeteılt den Stand- abendländisches Christentum in Atrıka lich solidarisch erklärt hat (vgl
punkt der portugiesischen Kolonial- mißbrauchen lassen wollen. Dıie Tat- News Service, 7/3), dürtfte Jjenen
regierung vertritt, 1mM Abnehmen 1St sache, daß sıch auch die portugıes1- Kräften Auftrieb geben, die innerhal
und da{fß diejenigen Boden ZeEW1N- sche Bischotskonterenz bzw. ıhr Stin- der Kırche die portugiesische Afrika-
N! die sıch nıcht für ein mi1t KO- diges Komitee Ende September mMi1t politik mMit kritischen Augen sehen.
lonialinteressen verquicktes, pseudo- den Biıschöfen Mocambiques ausdrück-
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Die Kirche in aa und Gesellschaft
Das Schwerpunktthema dieses Heftes bildet das Ver- Was will die FDP?
Altnıs V“O:  ® Staat und Kirche. Wır bringen AZU Berichte
4uS$s der Bundesrepublik, au OÖsterreich un a4us Frank- Es kann aber auch nıcht verwundern, wenn die Kırchenreich. Dıie Berichte sind nıcht themengleich. Im Bericht sıch „herausgefordert“ fühlen. Die Thesen der FDP-Kom-
aAUS$S der Bundesrepublik steht, ım Anschluß das Kirchen- mıssıon nehmen fast alle Sachtorderungen des Judopapıerspapıer aAuS$s der FDP, das yrechtliche Verhältnis VO:  S Staat VO  —_ Januar wıeder auf. Sıe vermeıden ZWar antıklerikaleun Kirche ım Vordergrund, ım Bericht au $ Österreich ıst oder Bar antıkırchliche Töne, un: ıhre Autoren erklären,das Verhältnis Kırche—Parteien das beherryschende Thema, sıch auf dıe Entflechtung „organısatorisch-rechtlicher Ver-
ım Frankreichbericht ıst der ınnerkırchliche Bewußt- knüpfungen“ zwiıschen Kırche und Staat beschränken
seinswandel über das Verhältnis VDO:  x hırchlichem Enga- wollen Dennoch bedeuteten die FDP-Thesen, würden S1e
gement un staatlicher Gewalt. Alle YrTeL Berichte behan- verwirklicht, ıne empfindliche Zäsur 1mM Verhältnis Kır-deln Dpräzıse aber die Kernfragen, die ın den jeweiligen che—Staat. Von Tendenzen, die sıch die Kırchen
Ländern ZUur Diskussion stehen. richten, siınd auch S$1e nıcht frei. Wiıe die Judos ordern die

Mitgliıeder der FDP-Kommuission: die Beseitigung des
Status der Kirchen als Körperschaften öftentliıchen Rechts,Bundesrepublik: dıe Ersetzung der Kırchensteuer durch eın kırcheneigenes
Beitragssystem, die Aufhebung VO  ; Konkordaten unKorrektur Im Verhältnis Staatsverträgen mMı1ıt den Kırchen, dıie Tilgung „relıg1ös-Kirche un Staat? weltanschaulicher un moralıscher Vorstellungen einzelner
Gruppen AuS den Bestimmungen des Grundgesetzes und
der Landesverfassungen, die Einführung der relıg1ös unSeıit der Veröffentlichung der Thesen der Jungdemokraten

über die Trennung VO  e} Kırche und Staat 1m Januar dieses weltanschaulich neutralen Gemeinschaftsschule als Regel-
Jahres (vgl März 1973, 160) 1St das Verhältnis schule, dıe Abschaftung sakraler und relıg1öser Symbole
Kırche—Staat eines der aktuellen Tagesthemen in der bun- 1mM Bereıich staatlıcher Institutionen (Schulgebet, Kruzifix,
desdeutschen Presse. Nach dem Bekanntwerden der iın der Eıd UuSW.). Die Beseitigung des Religionsunterrichts als
Sache gleichgerichteten, ın Orm und Begründung aber ordentlıches Lehrtach 1st den Autoren der Thesen often-
konzilianteren Thesen einer FDP-Sonderkommission über bar ebentalls eın drıngendes Anlıegen, obwohl S1C
„Freıie Kırche 1m freien Staat“ (vgl Oktober 1973, grofßzügiger als hre jungdemokratischen Vorläuter den
512 ff hat sıch die Diskussion noch verbreitert un inten- Kırchen in den Schulen Räume für einen iırchlichen Re-
S1viert. Kaum eın Tag oder eın Wochenende vergeht, lıgionsunterricht Zur Verfügung stellen möchten. Selbst
dem Kırchenmänner und Politiker abwehrend, beschwich- hinsıchtlich der Kirchenmitgliedschaft folgen Ss1e 1N der
tigend, zustımmend oder erläuternd Stellung nehmen. Substanz dem Judopapıier. Sıe möchten ZW ar unzuständıg-
1es kann nıcht verwundern, denn die Stellung der Kır- keitshalber dıe Kındertaute nıcht bzw. staatlıch
chen ın der Offentlichkeit hat sıch in den etzten Jahren reglementieren, aber dıe Wirkung der Kirchenmitglied-
gewandelt, un! auch die Vorstellungen über Trennung schaft für das staatlıche echt VO  — einer persönlıchen Be1i-
und Zusammenwirken zwiıschen Kirche und Staat haben trittserklärung nach Erreichung der Religionsmündigkeıt
sıch verschoben. Es annn kaum überraschen, daß über dıe (bekanntlıch be1 Vollendung des Lebensjahres) ab-
Regelung des Verhältnisses Neu nachgedacht wiırd. hängıg machen.
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Dıie Autoren dieser Thesen beteuern, INnan betreibe eine lotte Funcke) An weni1g kiırchenfreundlichen Gemisch
ıberale Polıitik der Trennung VO  S Kırche und Staat nıcht Ngt. Dieses 1St ZWAar politisch gee1gnet, das Gespräch
AZU$S einer antichristlichen Einstellung heraus, sondern über das Verhältnis Kirche un: Staat in Gang bringen.
1M Sınne des Rechtsstaates allen Bürgern genügend re1- Als ernsthafte Einladung diıe Kirchen dürfte kaum
heitsraum sıchern; doch aßt sıch das Motiv, die Kır- in Frage kommen, se1 denn, INa  — erwarte VO  - kırch-
chen AUS dem öftentlichen Raum zurückzudrängen, a2um lıchen Gesprächspartnern, da{fß s1e der Verstümmelung
verbergen, wenn sowohl sıttlıche, auf den Einflufß der oder Ausschaltung der eigenen Institution treundschaft-
christlichen Kiırchen zurückgehende Gehalte Aaus$s der at- lıch mıtwirken. Es 1St verständlıich, Wenn kırchlich aktıve
lıchen Gesetzgebung ausradıiert werden wıe auch die Mıt- ıberale Politiker w1ıe der FDP-Vorsitzende 1n Schleswig-
wirkung der Kirchen und kirchlichen Träger 1im Wohl- Holstein, [Jwe Ronneburger (fdk, 25 73), sıch über das
fahrtswesen (Aufhebung des „Subsidiarıtätsprinzips“) be- Verhältnis ıhrer Parteı ihrer Kirche Sorge machen und
schränkt werden sollen. Es tehlt jede Distanzıerung VO dıe Kirchen Gesprächsbereitschaft auffordern. Nur
Judopapier und seinen Begründungen, un: INa  3 g1bt selbst dürfte VOTFrerst einmal eine gründlıche Klimabereinigung
deutlich erkennen, daß INan mMi1t einer chemisch reinen VOT allem zwischen katholischer Kirche un: FDP NOL-

Trennung staatlicher und kirchlicher Einflußsphären un wendıg se1in.
Tätigkeitsbereiche den Finflu(ß der Kırche auf das Ööftent-
ıche Leben möglıchst beschneiden möchte.

Das Fcho Iaäßt andere Schlüsse zuSelbst auf Anwandlungen neo-josephinistischer Reglemen-
tierung (Kirchenbeitritt, Berufung auch auf „innerkırch-
iıche“ Gründe, die die vorgeschlagenen Mafßnahmen NOL- Wenn INa  >} das Echo, das den FDP-Thesen folgte, autf-

merksam studıert, zeigt sıch denn auch bald, daßwendiıg machten, als ob diese Gründe nıcht Sache der Kır-
chen selbst wären) wollte INa  - oftenbar nıcht verzıchten. den geforderten Sachgesprächen auf der Basıs des FDP-

Kommuissionspapıiers kein akuter Anlaß esteht. Nach wıeGelegentlich entsteht der Eindruck, die Autoren möchten
VOT handelt sıch bei den Thesen 1Ur eın Kommıis-ıcht 1Ur relıg1ös möglıchst keimtreier Liberalıität ZU

Durchbruch verhelfen, sondern auch bei der Zurückdrän- sıonspapıer, das der FDP-Parteivorstand ZzZwar für die
Diskussion in den verschiedenen Parteigliederungen trei-gung des volkskirchlichen Elements und beim Übergang

einer „Freiwilligkeitskirche“ politisch nachhelten. gegeben hat Auch sınd seine Forderungen nıcht NCUu und
Daß INa  3 1m Vorteld treidemokratischer Wahlinteressen keine Erfindung Von Jungdemokraten. Die FDP torderte
auch Rücksicht auf innerkirchliche (vor allem theologie- bereits auf ihrem Parteıitag 1n Nürnberg 1969 die Ab-
und universitätsnahe) Protestgruppen nehmen wollte, lösung der Konkordate und Kirchenverträge und die Er-

SCETZUNg der Kırchensteuer durch eın kırcheneigenes Ab-zeıgen die Alternativvorschläge den theologischen Fa-
kultäten (Umwandlung 1n religionswissenschaftliche Ab- gabensystem. ber es sıeht nı  cht danach AUS, daß die

Grundsätze recht bald VO  - einem Parteitag ZU Beschlußteilungen bzw Fachbereiche, Nichtbefassung, Beibe-
haltung des gegenwärtigen Zustandes). Es ISt hinreichend erhoben werden.
bekannt, dafß Gruppen in den Kırchen gibt, die ZWar

für die Abschaffung der Kırchensteuer eintreten, weıl S1C Der Wriderstand innerhalb der eigenen Parteigliederungen
darın ıne Stärkung des „Systems“ und eine Benachteıilıi- 1St beträchtlich, besonders ın solchen Ländern, Land-

tagswahlen vorbereitet werden un W: wı1ıe 1 Saarlandgung VO  —_ nonkonformistischen Minderheiten sehen. Die-
selben „liberalen“ Gruppen möchten aber die staatlıchen oder iın Bayern, die FDP auf kirchengebundene Wähler

angewlesen 1St Es gab nıcht wenıge Proteste Von bekann-theologischen Fakultäten der eigenen größeren rel-
heit gegenüber der kırchlichen Autorität beibehalten. Aus ten FDP-Landespolitikern. Der Landesvorstand der FDP-
dem Sinnzusammenhang der FDP-Thesen un: ihren Ver- Saar erklärte die Thesen selbst als „Mit modernen lıbera-

len Grundsätzen unvereinbar“, und der Landeshauptaus-fassungsrechtlich-politischen Zielsetzungen aßt sıch die
„Ausnahme“ kaum erklären. Wer den Ööftentlich-recht- chufß bestätigte dıese Unvereinbarkeıit nıcht NUurL, sondern

versi  erte ausdrücklich, weder den öffentlich rechtlichenlıchen Status der Kırchen abschaffen, den Religionsunter-
richt als schulische Einrichtung beseitigen un: die Kirchen Status der Kırchen noch den schulischen Religionsunter-

riıcht wollen. Der staatliche Kirchensteuerein-auch weitgehend AUuUuS dem Vorschulbereich verdrängen
will, der annn die Beibehaltung theologischer Fakultäten ZUS se1 „1N erstier Linie ıne innerkirchliche Angelegen-
1m Ernst nıcht wollen heit“ (vgl epd-Dokumentatıion, 7/3) Ablehnung

kam auch Aaus Baden-Württemberg un Bayern. Dıe in
Solche Ungereimtheıten erklären sıch ohl NUur AUuUS einer ıhrer progressiv-liberalen Gesinnung gewiß unangefoch-
ganz speziellen „Gemengelage“ iınnerhalb der FD  m Be- tene frühere Staatssekretärın Hildegard Hamm-Brücher
CLONT antikirchliche Tendenzen AUS alt- und jungliberalen gab (diesmal 1n voller Übereinstimmung mi1ıt ıhrem kon-
Kreıisen haben sich mMi1t politischen Rücksichten auf SYy IM- servatıven katholisch-liberalen FDP-Landesvorsitzenden

ose Ertl) 1n eiınem vielbeachteten Interview (vgl epd-pathiısıerende Minderheiten und bestimmten Konzeptionen
innerkirchlichen Lebens (repräsentiert nıcht zuletzt durch Dokumentatıon, 7/3) eindeutig Protokoll, s1€e
die Kommissionsvorsitzende un: EKD-Synodalın 1se- gebe „dem Papıer 1 Grundsätzliıchen und auch in den



Gesellschaftliche Entwicklungen 5577

meıisten Einzelforderungen keine Chance auf Zustim- schützt. ıne Verfassungsänderung bedarf der Zweıidrittel-
mung“ ın ayern und auch in den anderen süuddeutschen mehrheit 1im Bundestag; 1sSt nıcht anzunehmen, daß die
Landesverbänden. Sıe arnte davor, die bewußt antı- CGCDU/CSU-Fraktion in absehbarer eıit über ıne radikale
kirchlich Eıngestellten ” eiınem bevorzugten Wiähler- Änderung der staatskirchenrechtlichen Verfassungsbestim-
reservoır der FDP“ machen. Und selbst Tau Funcke INUNSCH mi1t sıch reden aßt
eeılte sıch, die Forderungen der Thesen ZU Gesprächs-
stoft herabzudrücken und versichern: 1e€ ımmer die
Einzelfragen das gegenseıtige Verhältnis diskutiert Korrekturen dennoch sinnvoll
und gelöst werden, kann dies 1Ur 1ın uneingeschränkter
Anerkennung der Glaubens- und Gewissensfreiheit der Dennoch werden die Kirchen ıhr Verhältnis ZU Staat
Menschen un: der relıgıösen Gruppen geschehen.“ Dafß (unter rechtlich-organisatorischen Gesichtspunkten) UN die
die Thesen auch 1m Norden Wıderspruch erfahren, zeigt politische rage nach iıhrer Stellung in der Oftentlichkeit
u A die Jüngste Distanzıerung des FDP-Landesvorstandes LECU prüfen haben gibt nıcht NUr deutliche Nuancen
VO  _ Nıedersachsen (vgl „Die Welt“, 10 7/3) 1mM Echo auf die FDP-Thesen, die erkennen lassen, da{ß

diese durchaus die aktuelle „Bewußstseinslage“ (Erwin
Zu diesem Wıderspruch in den eigenen Reihen kam die Wilkens) VO  - größer werdenden Gruppen gegenüber der
augenfällige, gelegentlich geradezu genüßlıche Dıistanzıe- Kırche ın der bundesdeutschen Oftentlichkeit wıderspie-
UuNgZ des größeren Koalitionspartners iın Bonn, der SPD, geln. Es 1St auch keineswegs S' daß das Klima ın den
die angesichts ihrer poliıtischen Zielsetzungen (sprich: ab- Parteıen kırchenfreundlich 1st, WwWI1Ie die Vverantıwort-
solute Mehrheit beı der nächsten oder übernächsten Bun- lichen Parteiführer tormulijeren und WwIıe esS 1mM Blıck aut
destagswahl und Ablösung wenıgstens der einen oder - kirchliche Wählergruppen noch „gestaltet“ wird. Mınıiıster
deren CDU-Landesregierung zwecks Veränderung der Eppler WAar immerhin ehrlich Sapgcnh: Es gebe
Mehrheitsverhältnisse 1mM Bundesrat) keıin Interesse haben siıcher viele Sozialdemokraten aller Altersgruppen, denen
kann, sıch VOL allem in der katholischen Kirche, der ıhr zumındest eın Teıl der FDP-Thesen einleuchte. Realıisti-
Verhältnisn des Rechts- und ın geringerem Umfange scher wırd INa  >; hinzufügen müssen, die überwiegende
auch n der Wohlfahrtspolitik der SPD ohnehin Mehrheit der deutschen Sozialdemokraten dürften sıch die
schwer belastet 1lSst;, noch zusätzlich Gegner schaften. meısten der Thesen eıgen machen, auch wenn eın Teıl
ıcht 1Ur „professionelle“ Katholiken 1n der SPD WwI1ıe gerade „progressiver“ Sozialdemokraten Kırchen bzw.
Hermann Schmidt-Vockenhausen verteidigten Religions- kirchliche Gruppen als teilweiıse Weggefährten bei der
unterricht und Kırchensteuer. Herbert Wehner gab denen, Durchsetzung gesellschaftspolitischer Anliegen nıcht missen
die kirchliche Einflüsse 1n der Gesellschaft zurückdrängen möchte und deshalb bereit iSt, auf die Kiırchen Rücksicht
wollen, den Rat, dies 1 Rahmen VO  ; Glaübensausein- nehmen. Dies gilt auch für den Wohltahrtsbereich.
andersetzungen iun und sich nıcht „des Staates als Man wiırd sıch aber gerade über die diakonische Präsenz
Panzer“ bedienen (Publik-Forum, 745))) Erhard (Wohlfahrts- und Bildungsbereich) der Kırchen keine Illu-
Eppler mockierte sıch über Versuche 1in der FDP der s1ıonen machen dürfen: Die Kirchen stoßen ZWAar auf viel
Kırche „ihren Ort anzuweısen“, und machte darauf aut- Zustimmung, WEeNnNn S1C das Gewicht ıhrer Eigenleistungen
merksam, daß die Thesen höchst ungeeignet selen, letzte unterstreichen dıe ihrerseits VO!] Kirchensteueraufkom-
Bindungen einer Kırche ıne Parteı, durch die die De- IN abhängig sind), und viele sind gerade deswegen be-
mokratie in Deutschland den and ıhrer Funktions- reit, den staatlichen Kirchensteuereinzug und auch die
fahigkeit gebracht worden sel, beseitigen. Und Bundes- öhe des Kirchensteueranteıils hinzunehmen, weıl S1e das
anzler Brandt selbst sprach VOLr dem Rat der EKD —- soz1.ale Wırken der Kırche in Heımen, Krankenanstalten
umwunden AuUS, Was die SPD in der Diskusssion das und Kindergärten schätzen. ber das nach dem Wohl-
Staat-Kirche-Verhältnis primär bewegt: „Eıine Aus be- tahrtsrecht 1mM Verhältnis öffentlich-staatliche und treıe
währter Zusammenarbeit abrupt entlassene Kırche könnte Träger noch praktızıerte Subsidiarıtätsprinzıp 1St politisch
sıch doch geradezu dazu CZWUNSCNH sehen, polıtısch for- bereits aufgegeben. Der Bundeskanzler sprach VOL dem
dernd aufzutreten und parteıilıchen Bındungen nıcht Rat der EK  ( NUur noch davon, daß „dıe sozı1alen Diıenste
wıderstehen“ (epd, 75)) der Kırche das sozialpoliıtische Handeln der öfftentlichen

and ergänzen“ sollen und nıcht umgekehrt). Dies
Schließlich gibt die Verfassungsbarriere. Staatssekretär kommt praktisch der Forderung der FDP-Thesen (Beseı-
Roman Herzog, der Bevollmächtigte des Landes Rhein- tigung des Subsidiarıtätsprinz1ıps) gleich, S INan von

land-Pfalz in Bonn, War einer der wenıgen, die einerseıts der auch in diesem Punkt bewıiesenen Neigung iıhrer Au-
den Vorwurf der Verfassungswidrigkeit der Thesen ab- (0)  M, den Kirchenpolizisten spielen (Einhaltung der
lehnten, zugleich aber die verfassungspolitische Sıtuation Grundrechte ın den Einrichtungen der freien Träger), ab-
klarmachten (vgl e Welt“, 7/3) Sowohl der sıeht. Die Kırchen mussen zudem gerade der Sym-
Status der Kirchen als Ööffentlich-rechtliche Körperschaften pathie für ihr soz1ales Wıirken zwiespältige Gefühle über-
WI1ıe das Recht auf Erhebung VO  } Kırchensteuern, w1ıe der kommen, wWenn s1ie feststellen, daß InNan ZWAar iıhr soziales

und lebenshilfreiches Wırken, aber nıcht ıhren relıg1ösenschulische Religionsunterricht sınd verfassungsrechtlich SC-
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Auftrag würdıgen weiß. Den Kıirchen kann nıcht dar- wWenn INa  e} die VO  - den Religionsgemeinschaften verkör-
lıegen, als bloße Sozialınstitutionen mißverstanden Grunddimension Jeugnet, lassen sıch Religionsge-

werden. meinschaften als „private“ Vereinigungen oder gesell-
Darüber hinaus g1ibt auch Punkte 1im Verhältnis VO  _ schaftliche Zweckverbände einstufen. Behält die relıg1öse
Kırche und Staat, die ın gegenseitigem Einverständnis BC- Dımension 1n der Gesellschaft ıhr eigenes Gewicht, dann
äandert werden können: Die Erklärung des Kırchenaus- dürftften auch der Status der Kırchen als öftentlich-recht-
trıtts VOTLT dem Amtsgericht, die staatlıche Institutionali- ıche Körperschaften, der Religionsunterricht in den Schu-
sıerung und Finanzıerung seelsorglicher Aufgaben (Milı- len, dıe rasenz der Kirchen in den Rundtunkanstalten

nıcht grundsätzlıch 1n rage gestellt werden. Für diesetar- un: Gefängnisseelsorge), die staatliche Mitwirkung
be1 der Besetzung kirchlicher Ämter, die Befreiung der w 1e auch tür das Problem Kiıirchensteuer annn dann Je-
Theologiestudenten VO Miılıtärdienst, die Beendigung weıls nach den praktischsten Lösungen gesucht werden.

SeeberVO  — Staatsleistungen, dıe noch aufgrund des Reichsdepu-
tationshauptschlusses erfolgen dies alles sınd Punkte,
über die ohne Anımositäten gesprochen werden annn
Auch die Beseitigung VO  - relig1ösen Symbolen (Kruzifix)
AUuUS Einrichtungen des Staates (Schulen, Gerichten) dürfte Österreich: Konfrontationın den Ländern, solche überhaupt noch üblich SIn  d,
eın Ernstfall für Streit se1n, jedenfalls nıcht 1n einer mIt der RegierungZeıt, MNan viel VO  —_3 Privatısıerung relıg1öser Überzeu-
gungscn spricht, zugleich aber sichtbare relig1öse Symbole
auch 1mM Privatbereich VO Christen seltener werden. Es

Dıiıe Gefahr einer gew1ssen einseitigen Polarisierung BC-
genüber der Sozialistischen Parte1ıi droht ZUr eıt jene all-

1st fragen, ob generelle Entscheidungen des Verfassungs- seıtige kritische Dıiıstanz abzulösen, die dıe Kırche 1n Oster-
gerichts, die, w1ıe das Jüngste Einzelurteil 1mM Falle eınes reich se1it der Nachkriegszeıt, noch stärker se1ıt den fünt-
jüdischen Bürgers ze1gt (vgl FAZ, 75 unausbleib- zıger Jahren, gegenüber den politischen Parteıen und
lıch sind, nıcht durch ıne NeUE einvernehmliche Regelung Machtgruppen einigermaßen erfolgreich wahren wußte.
entbehrlich werden könnten. Ahnliches zilt auch für das Kritische Beobachter 1n konservatıven Parteikreisen g]aub-
Schulgebet. Anders verhält sich beim Eıd Die freıe

ten manchmal schon, in dieser Haltung der Kırche in
Wahl zwischen relıg1öser und nichtreligiöser Eidestormel ÖOsterreıich Ww1e eıne neutralistische „Aquidistanz“ISt die lıberalste un: tolerantestes Lösung. sehen müuüssen, doch die Beziehungen der Kirche
Hıer könnten sıch vermutliıch auch alle Parteıen treften. den einzelnen Gruppilerungen iın der politischen Land-
Der CDU-Vorsitzende Helmut ohl gab auch für seiıne schaft Osterreichs doch ımmer recht ıfterenzıert. Als Aus-
Parteı1 Z da{flß der Stellung der Kırchen Staat und druck dieser Posıtion können die bemerkenswerten Sıl-
Gesellschaft „noch manches überholt 1St un:! deswegen SC- vesteransprachen des Kardıinals VO  3 VWıen, Erzbischof
äandert werden sollte“ (CDU-Informationsdienst, 73)
Kohl, der VO  e einer weıteren Verdrängung des cQhristlichen Franz König, gelten, der jeweıls besonders wichtige oder

auch strıttige Fragen der eıt AN der Sıcht des Chrıisten
Gedankengutes AausSs dem öffentlichen Bewußtsein ein gel- beleuchten versuchte, ohne dabei parteipolitische Kon-
stiges Vakuum befürchtet, ın das radıkale Ersatzreligionen Zzessionen ın der einen oder anderen Rıchtung machen.
hineinstoßen, hatte nıchts Abschaffung VO Steuer- Freilich, der Versuch, die Gräben der innerösterreichischen
un: Gebührenprivilegien der Kırchen und die Be-
seıt1igung mancher Staatsleistungen. Bürgerkriege 1n der Vergangenheıit überwinden, warl

dabei ımmer eın wesentliches Motiv, das Bemühen
Gemeinsamkeit überwog, auch un gerade gegenüber derDas Thema aber, das die Kıiırchen ZU Gesprächsgegen-

stand MI1t allen Parteijen un gesellschaftlıchen Gruppen Sozialistischen Parteı, W as in den Reihen der Osterreichl-
schen Volksparteı nıcht selten Unmut, Ja Bestür-machen sollten, 1St die rage nach dem Standort der Kır-

che nıcht 1Ur 1n einem den Religionsgemeinschaften N- ZUNS auslöste.
über rechtlich neutralen Staat, sondern auch 1n einer de
facto religionsneutralen Gesellschaft. Dıie rage iSt, ob
diese Gesellschaft Religionsgemeinschaften NUuUr noch als Streit den m { 144
Gruppen neben anderen Gruppen akzeptiert un!: ıhre
„Interessen“ entsprechend einschätzt oder auch eın egen- Seit einıgen onaten 1St nNnu  —_ in den Beziehungen zwischen

der Kirche un der SPO ıne Klimaverschlechterungüber der Kirche Staat und Gesellschaft als korrigierende
nstanz MI1t transzendenter Begründung annımmt. Nur vermerken, un: niemand ann Sapgch, ob dieser Wandel
W C111 die Gesellschaft Religion als eigenständige, ur die NUuUr vorübergehenden Charakter haben wird. Anlaß,
eigene Wertordnung grundlegende Diımension anerkennt, WEn auch ıcht letzte Ursache, 1st die erstaunlich heftige
äßt sich ıne verfassungsrechtlıch hervorgehobene Stel- ampagne der SPO ZUgunsten der Fristenregelung, auf

die sıch die Parteı erst beim Parteitag 1ın Villach 1im AprilJung der Kirchen iın Staat und Gesellschaft nıcht Nur recht-
des Vorjahres überraschend festgelegt hatte aufgrunfertigen, sondern drängt sıch auf Umgekehrt gilt Nnur
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eines plötzlichen Vorstoßes der sozıalıstischen Frauen- wiıird ihr aber gegebenenfalls auch nıcht auUuswel:  en.“ Zur
organısatıon, die das Plenum des Parteitages glatt über- Außerung Kreiskys, die Kırche musse 6S sıch überlegen,rumpelte, nachdem sS1e schon 1mM oyer des Parteitagsgebäu- ob sı1e „ihre und konkreten Beziehungen ZUr Regıe-des den Anspruch des gyroßen Sozialistenführers der ersten Iung eintach auts Spiel setzen wolle“, erwıderte der Kar-
Republık, ÖOtto Bayuer, ın demonstrativer Weıse angebracht dinal kühl, nach Meınung aller österreichischen Bischöfe
hatte: „Es sibt bej uns keine Meınungsverschiedenheit lıege einer solchen Ansıcht „eine gewısse Fehleinschätzungdarüber, da{fß der 144 eine barbarische Gesetzesbestim- kırchlicher Möglichkeiten“ zugrunde. Der Kırche se1l
MUuNs 1St un dafß sıe tallen mu{(ß.“ Tatsächlich erzielte der verwehrt, jede rage nach iıhrem taktischen Wert be-
Antrag der soz1ıalistischen Frauenorganısatıon nahezu urteilen, S1e musse ihre Grundsätze ohne Rücksicht auf
Einstimmigkeit 1mM Plenum, NUur einıge Funktionäre Aus ırgendwelche Vorteıile vertretifen. iıne Konfrontation
den westlichen Bundesländern w 1e der Tıiroler Landes- zwischen Kırche und SPO, Warnte König seinerseıts,
hauptmann-Stellvertreter Salcher oder der ın Salzburg würde iın erster Linıe jene Katholiken un: Sozialisten be-
wirkende Politologe Norbert Leser erhoben Einspruch. trefften, die se1it Jahren versuchen, über viele Gräben der
Der Parteiobmann un Bundeskanzler Bruno Kreisky Vergangenheit hinweg eın u  9 eın posıtıves Verhältnis
nahm der Abstimmung nıcht teıl. Der gewlegte Jaı zueınander suchen.
tiker wollte sıch in dieser heiklen rage oftensichtlich nıcht

trüh testlegen. Zuspitzung auf beiden SeitenBıs diesem Zeıtpunkt hatte das eher milde kulturpoli-
tische Klıma in Osterreich selbst in der Abtreibungsfrage
die Fronten noch nıcht erstarren lassen. Die SPO veritirat Bınnen kurzem spitzten sıch die Ereignisse weıter Die
zunächst durch iıhren Justizminister Christian Broda ıne „Aktion Leben“, ohne besondere finanzielle Möglıchkeiten
erweıterte Indikationenlösung, die als Kompromiß und Werbemaiuittel, erzielte innerhalb wenıger Monate den
zwıschen dem Status qUO un: der Fristenlösung anprıes. erstaunlıchen Erfolg VO  — 8 3( 00Ö Unterschriften die
Vielen Katholiken erschien jedoch diese Indikationen- SOSCNANNTE „Aktıon 'Tod“ der Fristenregelung, während

ıne Unterschrittensammlung der sozıalıstischen Jungenlösung als weıtmaschig, daß sıch in jenen onaten
SpONtan un aufgrund privater Inıtiatıve ıne „Aktion Generatıon, die ıne ersatzlose Streichung des Abtrei-

bungsparagraphen tordert, bald erfolglos verpuflte. DıieLeben“ ildete, die zunächst VO  $ einzelnen Bischöfen Sar
nıcht sehr herzlich willkommen geheißen wurde. Immer Schreibweise katholischer Zeıitschriften verschärfte sıch
wıeder meldeten sıch auf katholischer Seıte Stimmen sehends, der soz1alıstischen Demagogıe, die die Gegner der
Wort, die VOTr dem „Irrglauben eın alleinseligmachen- Abtreibungslockerung als unsozıale Reaktionäre diskre-
des Strafgesetz“ Warnten un dıie in erster Linıe mOg- ditierte, wurde VO  — mancher katholischer Seıte der Vor-
lıchst wirksame Hılftsmaßnahmen ZUZgUNSIEN der schwan- wurt der „Mörder-Partei“ entgegengehalten. Im Früh-

Frauen forderten. Die Meınung des Bischofs VO  $ ahr dieses Jahres kam schliefßlich öftentlichen De-
monstratiıonen 1n 1N7Zz und Innsbruck, denen Tau-Graz-Seckau, Johann Weber, der sıch für „größtmöglıche

Miılde gegenüber den Frauen“ aussprach, wWwWar eın deut- sende Menschen teilnahmen. Worum da anderem
auch e1Ng, drückte der Vorsitzende der „Aktion Leben“liches 5Symptom für diese Stimmung, ın die dann plötzlıch

die Schwenkung der SPO un ıhre Forderung nach in Oberösterreich, Eduard Ploier, bei der Protestkundge-
bung 1n 1nNz VOTL rund Menschen klar und deutlichFristenregelung hıneinplatzte.
Aaus „ Wır möchten die Kandidaten der wahlwerbendenGab auch da noch, gerade in Kreisen katholischer In-
Parteıen aufmerksam machen, da{fß s1e ZUuUr Kenntnis neh-tellektueller un: Studenten, Auffassungen, die einem ol-
INEeN sollen, da{fß WIr auch Wiähler sind. Wer uNnserenchen Vorschlag durchaus nıcht völlig ablehnend A

überstanden, setzte sıch doch der Basıs des katho- Stimmen interessiert 1St, darf nıcht einen unNnserer wichtig-
sten Grundsätze miı1ıt Fülen treten!“ In einem Land, 1nlıschen Volkes binnen kurzem ıne wesentlich härtere und

kompromißlosere Linıe durch Kardıinal König gab wenıge dem se1lt Jahrzehnten keine Wahl-Hirtenbriefe mehr
gegeben hatte, in eınem Land, in dem sıch die HıerarchieTage nach dem Villacher Parteitag der SPO 1m Namen

der Österreichischen Bischöfe ıne Erklärung ab, ın der die schon se1ıt 1945 einseitiger polıtıscher Erklärungen ent-
halten hatte, mufßten solche Worte doppelt wırken. UndForderung nach Einführung der Fristenregelung abge-

lehnt wurde, un: 1St interessant, daß dieses klare WENNn auch die Meınungen über die Zweckmäßlßigkeit sol-
cher öftentlicher Demonstrationen 1m Öösterreichischen„Nein“ VO  3 der Stiımmung „unten“ wesentlich beeinflußt

worden seın dürfte. Katholizismus durchaus geteilt (ın den Diözesen
St Pölten, Klagenfurt un: Graz lehnte iNnan solche Pro-

Bemerkenswert breit kam der Kardınal 1ın seiner dama- testaktiıonen MIt dem Bemerken „Argumente, nıcht Irans-
lıgen Erklärung auf die allgemeine politische Sıtuation parente“ ab), kam N aut sozjalıstischer Seılite bald eI-

sprechen. Er e, das Verhältnis zwıschen soz1ıalıstischer sten Reaktionen: Spitzenfunktionäre der SPO in Tırol
Regierung un katholischer Kırche wuürde sıch merklich und Vorarlberg torderten ıne nochmalıge Diskussion der
abkühlen, wenn die Fristenregelung tatsächlıch beschlossen Abtreibungsfrage 1m Parteivorstand, der Bürgermeıster
werden sollte : „Die Kırche sucht keine Konfrontation, VO  3 Lınz, Hillinger, ersuchte seine Parteigenossen 1ın der
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Wiıener Parteizentrale, dıe rage bıs ZzuUuU Spätherbst SPO ansatzweise NUur „Banz oben“ un „Kanz unten“ BC-

verschieben verständlich, wenn INd  —$ weılß, dafß für lungen 1St „Ganz oben“, aut höchster Ebene also, eLtw2

Mıtte Oktober Landtagswahlen in Oberödösterreich un zwischen Kardınal König un: Gewerkschaftsbund-Präsi-
auch iın Wıen bevorstanden. ent Anton enya, un „Sanz unten“, bei den Kırchgän-

SCIN ın den sozjalıstischen Industriegebieten, die die Schär-
Die Bischöfe erließen schließlich eiınen eiıgenen Hirtenbrief fe der alten Gegensätze aum mehr empfinden, wenn S1e
ZuU Abtreibungsproblem, ohne dabei NeUe Akzente das lück eines aufgeschlossenen Seelsorgers haben Diese
setzen, während die „Aktıon Leben“ MIt dem Vorschlag Entkrampfung iSst jedoch 1m mıiıttleren un auch unferen

einer Volksabstimmung VOIL die Oftentlichkeit Lrat Eın Funktionsbereich der SPO keineswegs zufriedenstellend
Vorschlag, der sotort die rage provozıerte, ob klug gelungen. Hıer xibt nach W1e VOL urtümli:che antıkleri-
sel, ıne „Abstimmung über Unabstimmbares“ OVO- kale Aftekte der dreißiger Jahre, die auch das Klima

mancher Betriebe heute noch estimmen zumındestzieren.
Die politischen Parteıjen winkten aber ohnehin bald ab ın den traditionellen Industriegebieten ın VWıen, Nıiıeder-

Öösterreich un in der Obersteiermark. Und wenn auchDıie Abtreibungsfrage se1 eın Thema für ıne Volksab-
stımmung, autete ziemliıch einhellıg der Grundtenor der Kreisky zweitellos das Verdienst zukommt, se1ine ZU

Teıl recht verknöcherte Parteı1 gegenüber der Kırche BC-Meınungen, wenn auch Aus SAanz verschiedenen otiıven.
Auf seıten der OVP zeichnete siıch allerdings in dieser öffnet haben (neben seiınen Brückenschlägen den

Liberalen, den alten Nazıs, Ja o den Monar-rage ıne une  e Wendung 1b Lie{lß die Volkspar-
tel ın der ersten Phase der Abtreibungsdiskussion ıhre chisten), steht andererseıts fest, daß diese Oftnung 1n
an Veräargerung über die politische Haltung der Kırche den Anfängen steckengeblieben 1St. Da gab Konfteren-
spuren („Wenn die Kırche schon gzut mMI1t den Sozialisten zen zwıschen hohen P-Funktionären un Amtsträagern
1St, aTru sollen WIr iıhr Jetzt die Kastanıen AaUuUS dem des Organisationskatholizismus, da gab spektakuläre
Feuer holen?“), zeıgte s$1e sıch se1t dem Frühsommer öffentliche Veranstaltungen zwischen Katholiken und SO-
in zunehmendem Ma{iß entschlossen, der Fristenregelung z1ıalısten die eigentliche geistige Auseinandersetzung,
Wiıderstand eisten. Intern bemerken allerdings OVP- der wirkliche Dialog hat bis heute 1mM Grunde
Funktionäre bitter, da{(ß seinerzeıt, während der OVP- noch nıcht begonnen, WEn 11a  $ VO  —$ kleinen prıvaten Zır-

keln absieht. Gewiß, das 1St nıcht 90088 ein Versäumnıis derAlleinregierung, eın Veto der Bischöte eın wesentlıch r120-
LTOSETES Strafrecht blockiert habe Die Bestiımmungen über Sozıialısten. uch die Verbohrtheit der Katholiken hat

das iıhre dazudie Abtreibung sej]en 1m Entwurt der großen Strafrechts-
reftorm auf Intervention des burgenländiıschen Bischofs Welche Chancen da Umständen vertan, versaumt
Laszlo wesentliıch verschärft worden, W as die Sozıialısten worden sınd, wiıird erst ıne spatere eıt beurteilen kön-
damals mi1ıt ZUr Ablehnung der Strafrechtsretorm bewog.
Jetzt; aufgrund der gewandelten Grundstimmung, möchte 1CI. Sıcher 1St aber schon heute, da{ die Eskalation 1n der

Abtreibungsfirage ıcht weniıgen Katholiken recht gul in
die Volkspartei den Spiefß umdrehen: Sıe drohte, dıe
große Strafrechtsreform blockieren, falls die SPO Lat-

ıhr Konzept paßt eınerseılıts jenen katholischen Gruppie-
Tunsc, die eher AUN Glaubensgründen sofort und unbe-

sächlich auf der Fristenregelung beharren sollte. sehen überall Zersetzung und unangebrachte AnpassungDie rage ISt;, ob die SPO iın dıeser rage überhaupt noch wiıttern, andererseıts den Polit-Katholiken alten Stils, die
zurück A, Die regionalen Wahlniederlagen der SPO 1n 1ın der fraglosen Einheit VO  —; Kirche und cQhristlicher Par-
Salzburg, in Graz, Kärnten und 1n Oberödösterreich te1 aufgewachsen sınd un U  . glauben, den handtesten
haben den Bewegungsspielraum Kreiskys beträchtlich eın- Grund gefunden haben, die „gefährliıche Appease-
geenNgt Er ann sıch kaum mehr leisten, die Kader ment-Politik des ‚roten‘ Kardinals“ endlich eenden.
seıiıner Parte1 VOL den Kopf stoßen un iın der Abtrei-

Und W 45 sıch Verkrampfung 1mMm mıiıttleren und unterel)
bungsfrage einem Kompromıiß kommen. Mittler-
weıle hat sıch auch der Parlamentsklub der SPO auf die Funktionärskorps der SPO heute noch findet, das ze1gt

sıch spiegelbildlich in eiınem Teıl des Klerus, der seine Er-
Fristenregelung gee1in1gt, die allerdings erst 1mM Spätherbst
verhandelt werden soll nach den Wahlgängen 1n ber- bitterung über die „Roten” ohl ın der Regel nıcht mehr

laut äAußert, aber tür Schlagworte dıe „Anbiedereı1Öösterreich un 1en, deren Ausgang auch diese rage dıe Marxısten“ doch recht anfällig 1St.nıcht unwesentlıch mıtbestimmen dürfte. Eın symptomatischer, wenn auch nıcht einflußreicher, aber
eloquenter Artikulierer dieser Stimmung 1St Heinrich
Drimmel, ehemalıger Unterrichtsminister, einstiger gC-
schlagener Rıvale VO  e ose Klaus ın der Kampfabstim-Entkrampfung noch nNıC gelungen
Mung dıe Posıtion des OVP-Parteiobmannes. Drım-

Freilich: Die Abtreibungsfrage 1St NUr eın Anlaß für die mel sieht als Gefahr der Gegenwart ine Linksfront,; die

Bewölkung des kulturpolitischen Hımmels. Dıie Ursachen VO  — Mao bıs Nenning, VO  — Brandt bıs Tıto, VO  - Bresch-
liegen tiefer. Sıe sind einem Teıl darın suchen, da{fß 1E biıs Kreisky un bıs jenen „Linkskatholiken”
die Entkrampfung des Verhältnisses zwıschen Kırche un: reicht, dıe als trojanısches Pterd iın der Kirche fürchtet,
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obwohl diese „Linkskatholiken“ gerade in Osterreich kein polıtisıerender Bischof! bin eın Bischof der OVP
are Exemplare sınd, daß INan sS$1e den Fıngern einer und eın Bischot der SPO, eın Bischof der Unternehmer
and abzählen kann. Die Sozıalisten werden beschul- und keiner der Gewerkschafter. bın eın Bischof aller
digt, miıt iıhren Annäherungsversuchen nıchts als Stimmen- Katholiken. Dıie Kirche ist für alle da, S1e fühlt sıch Ver-

fang betreiben, die Katholiken werden der Bliıindheıt antwortlich für alle Menschen, auch für Jene, die ıhr tor-
gegenüber dieser Gefahr bezichtigt. ell nıcht angehören.“

w E
_ A

Dıiese VWorte des Kardınals, die ın der Öösterreichischen
Oftentlichkeit beachtliches Echo tanden, lösten in manchen

Vermittlungsbemühungen werden Kreıisen des OVP neuerliches Unbehagen Aaus, das noch
durch einen zeitlichen Zufall zusätzlich verstärkt wurde:fortgesetzt
Kurz nach dem Referat des Kardınals VOILI der Spıitze des

Nun mag schon stımmen, dafß taktısche Erwagungen Gewerkschaftsbundes erhielt der Bundesparteiobmann
der OVP, arl Schleinzer, anläßlich e1ines Rom-Aufent-be] manchem Spitzenfunktionär der SPO 1m Vorder-

grund stehen. Es wırd auch richtig se1n, dafß der iıne oder halts keine Audıiıenz bei apst Paul Dieser Vorfall, der iın
andere gutgläubige Kaplan in der orge, Fehler der Ver- SP-Zeıtungen mıiıt Hohn, in VP-Blättern mıiıt Erbitterung
gangenheıt Ja nıcht wıederholen, allzu NAa1ıv aut SOZ12A- registriert wurde, löste ıne Flut VO  3 Spekulationen AusSs

listische Parolen reagıert. Andererseıits zeıgt sıch 1n den In Wirklichkeit hatte sıch tatsächlich ıne Verket-
Reihen der OVP, dafß sıch Zus$S den Ressentiments ehemals Cung VO  3 Mißverständnissen un organısatorıschen Un-
antiıklerikaler lıberaler Gruppierungen, Aus den Ängsten geschicklichkeiten in Rom und Wıen gehandelt.
kernkatholischer OVP-ler, die sıch VO  >} der Kiırche durch Wenig spater kam noch einem anderen Ereign1is, das
deren parteipolitische Zurückhaltung verlassen ühlen, PrOomMpt in einer Art VO Kausalzusammenhang erschien:
un Aaus der Verunsicherung 1mM Gefolge des Konzıiıls eın Die Öösterreichischen Bischöfe beschlossen iıne autftfallend
„Altglaubertum“ herausbildet, das alle Anzeıchen e1ınes scharfe Erklärung den Entwurt eines Arbeits-
nıcht ungefährliıchen Amalgams tragt. verfassungsgesetzes, der sıch übriıgens Zzu Teıl absatz-

weıse wörtlich das bundesdeutsche Vorbild halt DerIn der gleichen Parte1 1St reılıch auch ıne Schicht Jünge-
TGF Katholiken Werk, diıe, freı VO  3 jeder Gängelung Gesetzentwurftf sıeht die Drittelparität des Arbeitnehmers
durch die Amtskirche, ıhrem qQhristlichen Auftrag 1m p - 1n mıttleren und größeren Betrieben VOI, wurde VO  - se1-
litischen Leben 1ın Selbstverantwortung un Selbständıg- ten der Wirtschaft und Industrie sotort als „Ende der
keit nachkommen wollen Diese NCECUE Generatıon, der Marktwirtschaft“, als „Untergang des Unternehmers“ be-

zeichnet un enthält tatsächlich ıne Reihe bedenklicherIna  5 den Generalsekretär des OVP-Wirtschaftsbundes,
Erhard Busek, Bauernbunddirektor Sixtus Lanner, den dirıgistischer Maßnahmen. Immerhin mußte überraschen,
Obmann des Arbeıiıter- un Angestelltenbundes der OVP, da{iß die on eher zurückhaltenden Österreichischen Bı-
Alois Mock, und den geschäftsftührenden VP-Landesparteı- schöfe Just 1n dieser rage MAsS1ıVv Parte1 ergriffen, W a4as

obmann der Steiermark, ose Krainer, zählen kann, WTr VO einzelnen Zeıtungen als taktisches anoOver gedeutet
Ja auch, die beiım Jüngsten OVP-Parteitag 1n Salzburg wurde: Man habe sıch nach dem spektakulären Auftreten

das NeEUE Parteiprogramm der Volksparteı durchsetzten, des Kardınals VOTLT dem OGB und nach der Panne des VP-
in dem nıcht mehr sehr VO  ; einer „christlichen Parteı“, Obmanns ın Rom VO  $ den Sozıialısten einmal eutliıch ab-
ohl aber VO  - „Politik AUuUS cQristlicher Verantwortung” setzen wollen, und wurde gemunkelt, da{fß der Bischof
die ede 1St VO  3 Innsbruck, Pauyulus Rusch, in besonderer Weıse dafür
Auf sozialıistischer Seıte haben sıch praktizierende Katho- eingetreten wa  _ Tatsächlich scheint dieser Vorstofß der
lıken bisher nurın Tırol un: Vorarlberg 1ın einflußreicheren Bischöfe auch durch die orge kırchliche Betriebe be-

stimmt SCWESCH se1n, und stellte sıch heraus, daß diePosıtionen durchsetzen können. Ungeachtet dieser Schwie-
rigkeiten versucht Kardinal Könıig, weıter den Weg der Katholische Sozialakademıie in Wiıen einen Entwurf tür
Verständigung gehen. Besondere Bedeutung erhielt 1m die Stellungnahme geliefert hatte. Der gesamte e  9
Zug dieser Bemühungen der Besuch des Kardıinals 1im grundsätzlıche Teıl dieser Stellungnahme, der die tradıtio-
Hauptquartier des mächtigen Osterreichischen Gewerk- nelle katholische Sozijallehre ZUBUNSICN eıner verstärkten
schaftsbundes, der rund 1,5 Miıllionen Mitglieder zählt Mitsprache der Arbeitnehmer enthielt, War aber gestrichen
Vor dem Bundesvorstand des Gewerkschaftsbundes hielt worden, NULr die kritischen Einwände die einzel-
der Kardinal eın Reftferat, in dem 7zwıschen eıner P- He  $ Bestimmungen lıeben oder wurden ZU Teıl Veli-

litisierenden un einer politischen Kırche unterschied. Er gröbernd verstärkt. Katholische Arbeitnehmer-Organisa-
unterstrich, dafß der Kiırche nıcht gleichgültig seın könne, tiıonen außerten ıhr Befremden über diesen Vorgang, der
WI1Ie die Welt aussieht, in der die Menschen leben, S$1e könne jedoch die Schwäche des „Sozialkatholizismus“ in Oster-
nıcht die ugen verschließen VOL dem Elend, dem Hunger, reıch aufzeigt, der in diesem Land se1it Vogelsang beson-

dere Tradition aufzuweisen, aber in der egen-dem Hadfßs, dem rıeg iın dieser Welt Dıe gemeinsame
asıs se1 der Mensch, betonte der Kardinal. In diesem WAart 1980808 noch recht unzulänglıch wirksam werden kann.
Sınne se1 auch eın politischer Bischof: „Abe ıch bın Trotz dıeser verwirrenden Z wischentfälle bleibt 1m Grunde
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unverändert, w as Kardınal König VOT dem OGB als prin- gesehen NUur möglich se1ın, wenn die Glieder der Kırche auf
zıpiellen Kurs der Kırche in Osterreich darlegt. Das ihre persönliche Verantwortung als Christen hın iıhr e1ge-
OGB-Reterat des Kardıiınals erinnerte die Satze des Nes politisches, auch parteıpolıtisches ngagement in mÖOÖg-
Marıazeller Manıifests, das K952, Vorabend des C1I- lıchst allen demokratischen Gruppierungen verstärken.

Frıtz Csoklichsten gesamtösterreichischen Katholikentages nach dem
Krieg, in bewegenden Formulierungen das künftige
Verhältnis zwiıschen Kıiırche und Staat skizzierte: „Eıne
freie Kırche, das soll heißen, die Kırche 1sSt auf sıch selbst
gestellt un LUr auf sıch selbst. Jede geschichtliche Epoche Frankreich Prophetischehat ıhre eigenen Notwendigkeiten un Möglichkeiten.
Heute aber hat die Kırche keinen Kaıiıser und keine Regıe- Distanz Staat?
rung, keine Parte1 un keine Klasse, keine Kanonen, aber
auch eın Kapiıtal hinter sıch iıne treıe Kırche bedeutet Wiährend seiner Pressekonterenz Bf Septemberdaher keine Rückkehr ZU Staatskiırchentum C= machte Georges Pompidou eine iıronısche Anspielung auf
Ner Jahrhunderte. Keıine Rückkehr ZuUuU Protektorat eıner die Bischöte VO!  3 Orleans un Verdun. Dıie Oberhirten
Parte1 über die Kırche, das vielleicht zeitbedingt OoOtwen- dieser mıiıt der französıschen Geschichte CNS verbunde-
dıg War, aber Zehntausende der Kırche entfremdete nen Stäiädte hätten nach Meınung des Staatschets eın Recht,ıne treie Kırche bedeutet aber nıcht ıne Kırche der Sa-
kristeij oder des katholischen Gettos, ıne treie, auf sich

die Anstrengungen der egıerung 1m Sektor der Verteidi-
Zung kritisiıeren und die Atomrüstung Frankreichs in

selbst gestellte Kırche heißt ine Kirche der weltoffenen rage stellen. Obwohl Pompidou vermied, einen
Türen und der ausgebreiteten AÄArme, bereit ZUr Zusammen-
arbeit miıt allen

Namen NENNECI, wurde dadurch dıe Stellungnahme des
Bischofs Guy-Marıe Rıob  € Von Orleans 1ın Erinnerung DC-
bracht; welche die Nuklearversuche kritisierte. Der Ge-
neralstabschef der Marıne, Admiral de joybert, hatte 1n

ro Entpolitisierung unter den der Tageszeıtung „Figaro“ VO 15 Julı 1973 die Bı-
Katholiken schöfe einen offenen Briet mıt dem Tıtel „Die Münze des

Cäsars“* gerichtet. Der Admiıiıral wI1es sıch in diesem Schrei-
In den Jahren seither hat sich erwıesen, wıe richtig dieser ben als gläubiger Katholik AuUs, bestritt aber die ompe-
Weg Waäl, der wesentlıch ZUr ınneren Befriedung Oster- tienz der Hiıerarchie, sich 1in die Angelegenheiten des Staa-
reichs beigetragen hat Dıie praktischen Schwierigkeiten tes einzumischen. Am Julı ebenfalls 1im „Figaro“ gab
haben sıch reilıch auch gezeigt. Es 1St eben eın risıkoreiches der bekannte Theologe Kardınal Jean Danıielou dem Ge-
Wagnıs, ıne „Ireıe un auf sıch selbst gestellte Kirche“ in neralstabschef der Marıne teilweise recht. Nach Auffas-
einer eıit se1in wollen, in der sıch alles VO  . Grund auf SuNng des Kardınals se1l nıcht zulässıg, daß eın Bischof
äandert. Dıie eigentlıche Getahr für das künftige Verhältnis die natiıonale Verteidigung angreife. Der Admıral ware

urchaus berechtigt, das Eingreifen VO:  3 Bischöfen undVO Kırche und Politik in ÖOsterreıich scheint jedoch nıcht
VO  — außen kommen. Dıie ernstestie Getahr könnte VO  —$ Priestern 1mMm politischen Bereich abzulehnen. Kardinal
ınnen drohen, WECNN weıterhin viele Katholiken den ück- Danielou weıst aber zugleıch auf das Gebot für die Kirche
ZU$ der Amtskirche AUS der ages- und Parteipolitik als hın, dem Frieden dienen. Sıe musse allen Um:-
Alıbi für ıhre eıgene polıtische Enthaltsamkeit nehmen. ständen orge tragen, daß dıe Konflikte zwischen den
Dıie Folge einer solchen Einstellung, die in katholischen Natıonen friedlich gelöst würden. ıne uferlose Aut-
Bereichen Osterreichs ımmer wieder festgestellt werden rustung se1l miıt dem Risiko des Eıiınsatzes nuklearer Waften

verbunden.mujfß, 1St ıne zunehmende Entpolitisierung des katholi-
schen Volkes. Hıer, un ıcht in irgendeıiner wirklichen
der angebliıchen ‚Links- oder Rechtsabweichung“, könn-
ten sıch die Gefahrenpunkte der Zukunft zeigen. Dadurch Kontroverse Atomrustung
würde die Kırche in ÖOsterreıch 1n die Gefahr geraten, in
wiıchtigen politischen Fragen nıcht mehr gehört werden Dıiese Diskussion in aller Oftentlichkeit Begınn einer
un sıch selbst 1ın den Winkel der politischen Entwicklung Serie VO  3 Atombombenexplosionen 1m Pazıfık hat dıe

stellen. In einer Demokratie 1St eben eintach nNa1lv Meınung der Natıon gespalten. Dıiıe Gaullisten wıesen dar-
glauben, die Bischöfe könnten MmMIıt einem Hırtenbriet oder auf hın, da{fß dıe geistlichen Autoritäten den Autbau gro-
iırgendeinem „klärenden Wort“, wıe das Jjetzt oft SC- ßer ausländıischer Atomstreitkräfte nıcht verhindert haben
ordert wird, das durchsetzen, W a4as VO  — der Basıs her, VO  $ Den Bischöfen stehe ıcht Z den französischen Staats-
eıner Vielzahl der Katholiken her nıcht wird. maAannern vorzuwerfen, daß diıese der Natıon dıe Wafte

der Gegenwart ZuUur Verfügung stellen. „Le Monde““ (SO an INnan tür die künftige Entwicklung 1ın Osterreich
die These WasCH.: Der begrüßenswerte Rückzug der In- un ulı verteidigte hingegen die Posıtion der Bı-
stıtution Kırche Aaus der Tagespolitik wird auf die Dauer schöfe „Aut welchen Platz rückt der General die geistigen
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VWerte, WEEeNNn S$1e nıcht Leben, Tod, Friıeden, Krieg und gleichzeitig, daß INnan die Demokratie nıcht anerkennt.
Gerechtigkeit betreffen sollen. Dıie Problematik zwischen Dıieser Dıalog oll normalerweiıse dıe orm einer nstıtu-
den geistlıchen und weltlichen Autoritäten steigerte sıch t1on annehmen. Die Beziehungen, die der Staat solch
1n den etzten Wochen Juli und Anfang August 1973 Die soz1a| einflußreichen Gruppen, w 1e die Kirchen sınd,
katholische Tageszeıtung 102 Cro1x“ veröftentlichte wWw1e nımmt, können verschiedene Formen finden Die Ööftent-
„Le Monde“ unzählige Leserbriefe, welche das Interesse lıchen Behörden mussen die geistıgen und relıg1ösen Be-
VO'  —_ Christen und Nıchtchristen Zzu Gesamtkonzept einer dürfnisse der Bürger respektieren.“ Der Bischof VO  = Straf{ß-
utonoOome tranzösischen Atomstreitmacht bekundeten. burg ekennt sıch ZU Pluralismus der polıtıschen MeL ı-
Zum erstenmal se1it Kriegsende wurde die rage nach dem NUuNgscCnN seıner Gläubigen, welst aber auf se1ne delikate
Nutzen einer eigenständıgen Verteidigung gestellt. Es WAar Sıtuation hın Er mu versuchen, alle verstehen. Die
ıne einmalige Geste verschiedener maßgebender Vertreter persönliche Getahr esteht darın, auf eigene Optionen
der Hierarchie, mıiılıtärische Probleme in aller Ofrentlich- verzichten und schliefßlich eın Bıischoft werden, der für
keit diskutieren. Das Ende der Versuchsexplosionen un nıemanden da 1St.
der heftige soz1ıale Konflikt in der Uhrenfabrik LIPP
vollkommen NEUE Ordnungsmodelle des soz1alen Lebens
wurden er  T haben dieser Diskussion vorläufig Nebenschauplatz Schulfrage
eın Ende DBESETZL. Dıie Friedensexpedition einzelner Priester
und Pastoren den polynesischen Inseln, organısıert VO Dıie Stellungnahme Elchingers wırd keineswegs VO  3 seinen

Amtsbrüdern geteılt, dıe gemeinsam mMi1t iıhren GläubigenHerausgeber des Nachrichtenmagazıns „Expreße, J.-J
Servan-Schreiber, gleichzeitig Präsident der radikalsozia- dıe Trennung taat—Kırche vorbehaltlos anerkennen. Als
lıstischen Parteı hat infolge eines etwas marktschreie- einz1ges Hiındernis dieser klaren Scheidung 1St nach W1e€e
rischen Charakters den Bemühungen der Bıschöfe, das Se:- VOT dıe Schulfrage eCHNe Man kann S1e VCI-

wI1ssen Frankreichs wecken, eher geschadet als ZENUTZT. gröbert als einen „Leichnam 1im Kasten“ bezeichnen. Wer
die Geschichte der 111 und Republık studıiert, wiırd

Dem Anscheıin nach hat sich die Kirche Aaus der Tages- die Leidenschaften verstehen, die mıi1t diesem schwıerigen
politik zurückgezogen. Dıie Kammer verzeichnet einen Komplex noch verbunden sind. Die freien Schulen sind
einzigen Geistlichen als Abgeordneten. Er gehört der gaul- eın Erbe des I1 Empires Nach der Befreiung 1944 wurde
lıstischen Mehrheitspartei UDR Gelegentlich stellten der Versuch unternommen, das Problem der Freien Schu-
Junge Vikare ın den etzten Jahren iıhre Kandıdatur bei len Aaus den innenpolıtischen Diskussionen auszuklam-
Zwischen- un: Nachwahlen. Dıie Bischöte desavoulerten iInNern Doch gerade die Schulfrage diente den Parteien als
sämtliche Versuche VO Geistlichen, ıne politische Karrıere MaAassıves Wahlargument. Dıie damalıge gaullistische Sam-

unternehmen. melbewegung RPF versprach ıne endgültige Regelung.
Die Masse der Katholiken dagegen fühlte sich bıs weıt in Sıe hat diese Verpflichtung eingehalten. Der Mı-
die yaullistische eıt hineıin die Traditionen der gallı- nisterpräsıdent der Republık, Michel Debre, schuf die
schen Einheit VO  } TIhron und Altar gebunden. Der prak- gesetzlıchen Grundlagen, die Subventionen der Freıien
tiızıerende Katholik Charles de Gaulle, der durch seın Schulen sichern. Der ext VO 31 Dezember 1959
untadeliges persönlıches Famıiılienleben für dıe Mehrheıit heißt bezeichnenderweise „Gesetz über den Staat un: den
der Christen nıcht NUuU  - eın nationales Vorbild geworden priıvaten Unterricht“. Mıt gewıssen Korrekturen versehen,
WAar, ZOR wesentliche Teile der katholischen und EVaANHC- 1St 1973 die Basıs, welche den privaten Schulen die
lischen Stimmen terjelle Lebensexistenz sichert. Dıie Anwendung des (Ge-
Seit Begınn des Jahrhunderts herrscht in Frankreich sSsetzes Debr  e WAar anfänglıch mi1t ungeahnten Schwier1g-
das Prinzıp der reinlichen Trennung zwıschen kirchlicher keıiten verbunden. Die linksorientierte Lehrergewerkschaft
und staatliıcher Gewalt. Nur ın Elsaß-Lothringen gyen1e- untersagte ZuUuUerst ıhren Mitgliedern, die vorgesehene Aat-
ßen die anerkannten Kirchen und Religionsgemeinschaften ıche Kontrollfunktion 1m privaten Unterricht durchzu-
die materiellen Vorteile des einstigen napoleonischen Kon- führen ank der persönliıchen Inıtiatıve VO  - Staatschef
ordats. Dıie Nahtstellen zwischen Kırche und Staat siınd Pompidou entschied sich die Regierung 1970 die ursprung-
daher in dieser Region CENSCT. Der Bischof VO  3 Straßburg, iıch provisorischen Verträge mıiıt den prıvaten Instituten
Leo Arthur Elchinger, kann, w1e dem Vertfasser e1i- ın definitive umzuwandeln. Diese Maßnahme entsprach
klärte, den staatlichen Behörden gegenüber andere Worte dem Wıllen Pompidous, neben den politisıerenden öftent-
finden als die sonstigen Mitglieder der Hıiıerarchie. Bezeıch- liıchen Schulen weiterhin ıne staatstragende und ZUuU Re-
nenderweise 1st 6S gerade der Strafßburger Oberhirte, der gime POSLtLV eingestellte Elıte heranzubilden. Das g-
sıch ın erster Linıe der offiziellen Beziehungen zwıschen melınsame Programm der ommunistischen und soz1alısti-
Staat un Kirche annımmt. In der Jesuiten-Zeitschrift schen Parteı 1972 sieht ıne Nationalisierung des prıvaten
„Etudes“ Januar legt Bischof Elchinger Zeugnıis Unterrichts NO Auch von katholischer Seıite 1St mehrfach
über die Relatiıonen ab, die gegenwärtig Staat und Kır- der Wunsch nach einer Verstaatliıchung dieses Systems
che verbinden. Er führte Aaus „Falls INan den Dialog ausgesprochen worden. Fur viele Katholiken hat die Schul-
zwischen Kırche und Staat verweıgert, bedeutet dies frage dramatıscher Härte verloren. Dıie Elternvereinti-
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ZungenN, allerdings miıt 8SOO O00 Mitgliedern eın Faktor der Madelin, Siner der besten Kenner der verschiedenen links-
Innenpolitik, hüten nach w1ıe VOIL mıiıt Intransıgenz die extremistischen ewegungen in der katholischen Kırche
wenıgen staatlichen Privilegien ıhrer Unterrichtsstätten. Frankreichs, weılst auf die Gewalt der Utopıien hın, welche
Dıie laızistischen Kreıise betrachten noch mMI1t eiınem pC- die katholische Jugend ertafßt hatte. „Der Apparat der
wıssen Unbehagen diese Regelung un:! ylauben den gegenwärtıigen gesellschaftlichen Struktur verfie]l 1n ıne
1912 entstandenen Wahlspruch „Offentliche Gelder für Art dogmatischen Schlaf. Dıie verschiedenen politischen
öftentliche Schulen, private für private Schulen“. D1e Vertretungen erfüllen iıhren Zweck höchst ungenügend.
Experten der Linksparteien sınd sıch 1m klaren, da{fß ıne Der Parlamentarısmus wırd kontestiert. Dıe Jugend lehnt
Nationalisierung des Unterrichts 1U  — in Etappen VOTL sıch den Fetisch der bisherigen Autoritäten aAb Die Hoffnung
gehen annn Der Staat hätte mıiıt beachtlichen zusätzliıchen auf das 1000jährige Reıch, die Suche nach dem verlorenen

Paradıes, uralte oQhristliche Weıssagungen, der Wılle, demAusgaben rechnen. In den Wahlkämpfen dieses Jahres
wurde der prıvate Unterricht weder VO'  S der einen noch Erlöser begegnen, fließen 1mM Unterbewußtsein dieser
der anderen Seıite als Argument verwandt. Im Falle einer Jungen un: Mädchen, die ungenügenden Funktionie-
Machtübernahme durch ıne Volksfrontregierung 1St aller- Icnhn dieser Gesellschaft verzweıteln. Letzten Endes handelt
dings mMi1t einer Art Kulturkampf rechnen, der VO  — sıch also eschatologische Ziele, die den gegenwärtigen
katholischer Seıte in erster Linıe VO  n} den Elternverbänden gesellschaftlıchen Prozeß einer glücklichen und kon-

würde. fliktfreien Ordnung befruchten. Christliche und jüdische
Omente vereinıgen sıch mi1t kosmischen Elementen, dıe
einen personifizıerten (sott auf dieser Erde wol-
lenNachwirkungen der Maiunruhen VÖO  —

Wıe auf vielen anderen Gebieten hat die Staatskriıse des In den Jahren nach der Staatskrise hıs ungefähr 1972
konnte IMNa  a} das Autblühen zahlreicher Zirkel, GruppenMaı 71968 die Stellung der Kirche 1mM Gefüge des Staates

Z Diskussion gestellt. Vertreter der katholischen Jugend- un: Kreıise innerhal der katholische_n Organısationen
feststellen, die ıne eigenartıge Synthese zayıschen Christen-organısatıonen nahmen oft 1n leitender Stellung den

Maiereıignissen teil. Dıie heftige Zäsur dieser unvollende- LUM, Trotzkismus un Maoısmus anstrebten. Derartige
Bestrebungen, die Kırche polıtısıeren und vollkommenten Revolution berührte zutiefst den Raum der Kirche.

Sehen WIr VO den oft Experimenten ab, w 1e 1n das linke Fahrwasser leiten, sind allerdings der
die berühmte Feier der Interkommunion 1m Studenten- Mehrkheit der Gläubigen gescheitert, die nıcht bereıt WAafr,

viertel Quartier Latın während der Pfingsttage 1968, den Sırenentönen Aus dem eıgenen ager folgen. Dıie
wurden eindeutige Fragen nach den Bedingungen gestellt, kommunistische Parte1 hat verzweitelte Versuche unter-

NOININECI, diese linksextremistischen Strömungendenen Katholiken politischen Leben teilnehmen
sollen. Dıie Staatsführung betrachtete mMi1t sichtliıcher Un- ıhre Kontrolle bringen. Es kam nıcht NUur einmal

Polemiken mi1t kirchlichen Autoritäten. Als Beispiel wurderuhe diese Orientierung der Verbände der katholischen
Aktıion. War ZzZuerst die studentische Jugend, welche häufıg ıne (jeste des Erzbischofs VO  . Parıs, Kardinal

Francots Marty, angeführt. Nachdem eın maoistischesmarxiıstische Analysen benutzte, gesellschaftliche Phä-
OÖOTINECIIEC deuten, schlossen siıch die KA] wıe diıe ka- Rollkommando der Basılıka Sacre-Cceur Montmartre

besetzt un: teilweıse verwustet hatte, wurden dıe Bete1-tholische Arbeiterbewegung ACO derartıgen Recherchen
Dıie ACO bekannte sıch auf iıhrem etzten Jahreskon- lıgten Vvonmn der Polize1i und den zuständıgen Staatsanwalt-

schaften angezeıgt. Kardıinal arty AL damals für ınegreiß eindeut1ig ZU Sozialismus als der einzıgen Form,
die bereit sel, dıe Sklavereı der arbeitenden Welt be- milde Bestrafung der Jugendlichen eın und erhielt heftige
seıtigen. Der FEinflufß der Arbeiterpriester annn be] dieser Rügen VO  —_ seıten der gaullistischen Parte1 und VO  - hohen

Entwicklung keineswegs unterschätzt werden, obwohl Regierungsfunktionären. Der Staatspräsiıdent zeigte sıch

diesbezüglichen Untersuchungen mangelt. Dıie konte- höchst ungnädig. Das Erstarken einer sozialistischen Par-
tel, in der siıch Aspıratiıonen einer nıchtmarxistischen Lıin-stierende Priesterbewegung „Austausch und Dialog“,

deren Spuren 1m Jahr 1969 entdecken siınd un: ken trefien, hat die politisierende katholische Jugend viel-
tfach wiederum VO  - den extremistischen Organisationendie gegenwärtig 1200 Mitglieder zählt, hat das Ihrige da-

beigetragen, ıne Politisierung der Kirche fOor- losgelöst. Ihre Ideen finden heute Jange nıcht mehr das
gleiche Echo w1ıe noch VOTL den Märzwahlen 1973 Dercleren. Das gegenwärtige Regime, politısch abgenutzt und
milıtante 'Teıl des französıschen Katholizısmus wiırd nNUulohne das Charısma eınes großen Chefs, bijetet ZWAar YTot

un: Arbeit, die Kühle einer gyeölten Technokratie, aber VO'  _ der sozialistischen Parte1 und der radiıkalen Splıitter-
keine neue Hoffinung, keine Perspektiven un: keıine Ideo- parteı PSU aufgefangen.
logıe. Zudem stehen die Regierungsparteien auf dem
Standpunkt, genuge mi1t der Pragmatık un: den Metho- Leitlinien der Bischofskonferenz
den des Gaulliısmus, zeWwl1sse Objekte anzupeılen, ohne dıe

Dıieser ruck der Basıs hat die Bischofskonferenz veli-Jjetzt 70 bıs 30jähriıgen miıt eiıner echten Sendung 1n Staat
un: Gesellschaft betreuen. Der Jesuıtenpater Henriı anlaft, anläßlich ıhrer Tagung 1in Lourdes 1972 das The-



b65Gesellschaftliche Entwicklungen
mna Politik—Kırche—Glaube dem Gesichtspunkt Subversion 1n die VWege leiten noch ZuUuU Widerstand
einer christlichen Praktik der Politik eingehend TOFr- dıe Staatsgewalt aufzurufen. Fuür die Kıiırche wırd
tern. Seit fünf Jahren wurden 1ın einzelnen okalen Bischots- als Schlußfolgerung eın spezielles Statut gefordert, das
kommıissıonen die verschiedenen Aspekte der Koexıistenz nıcht mi1t einem privilegierten Status verwechselt werden
Kırche—Staat und die Notwendigkeıt für Katholiken, ın darf Es handelt sıch 1Ur darum, 1m Namen des Gewissens

den Kırchen das Recht einzuräumen, die Menschen bezüg-die praktische Politik einzuste1gen, erortert. Zahllose kon-
krete Anlässe ZWaNgCNH dazu, solche Themen wählen lıch des Sınnes ıhrer Exıstenz befragen. Das oku:

ment VO  e Lourdes 1St gegenwärtig die Charta des franzö-die soz1alen Rückwirkungen der wirtschaftlichen Xpan-
S10N, die Anwendung VO  w} Gewalt 1mM täglıchen Leben, die sıschen Katholizısmus, sOWweılt die Beziehungen mi1ıt dem
Verweigerung des Mıliıtärdienstes Aaus Gewissensgründen, Staate betrifit.
die oft maßlose Grundstücksspekulation.
Die Sozialkommission der Bischofskonterenz wurde daher Bleibende Konfliktsituationen
damıt beauftragt, umftassende Unterlagen schaffen, Die Hierarchie hat 1mM März 1973 peinlıchst vermı1e-

den, Wahlempfehlungen geben. Dies hinderte nıcht,ein Inventar herzustellen, gew1sse Slogans und Klischees
beseitigen und den Katholiken helfen, ıhren poli- dafß zahlreiche Pfarrgemeinschaften SpONTAN iNnmMenN-

tischen Pflichten nachzukommen. In den Dokumenten VO  —$ Ltraten, Briefe die bisherigen Abgeordneten ihres Be-
Lourdes findet INnan freilıch keine allgemeinen Rezepte zırkes richteten oder sich die politischen Parteıen wand-
un sofortige Lösungen. Der Rapport weıst auf die Aus- ten M1t dem Ersuchen, über bestimmte Punkte ıhres Pro-

dehnung der Politik 1n alle Bereiche des Lebens hın In STAaMMINCS Auskunft geben. Dıie heftig geführte Diskus-
einer säkularısierten und atheıistischen Welt wırd die Frage s10ON dıe Abtreibung hat viele Katholiken in ıne Kon-
nach dem etzten Sınn des Lebens brennend. Der Bericht- fliktsituation gestuürzt. Die Behandlung der Gastarbeıter,
ersStatter, Bischot Gabriel-Marie Matagrın (Grenoble), diıe oftmalıge Besetzung VO  —3 kirchlichen Gebäuden durch

Streikende hat Erklärungen und Demarchen VO  } Bı-tragte, wıeweılt der Glaube auf der politischen Ebene dem
Menschen helten kann. Keıine Politik kann sıch VO Glau- schöten und Priestern geführt. Dıie Exzesse eines unbegreif-
ben ableiten. Der Glaube kann auch nıcht iın der Rolle lıchen Rassenhasses besonders in diesem Sommer ZWAaANSCH
einer Ideologie ex1istieren oder ıne einz1ıge Kultur g.. einzelne Bischöte und Pfarrer, für die menschliche Würde
bunden werden. Diese erneuerte Konzeption der Kırche, und für die Gebote der Nächstenliebe einzutreten. Eın e1nN-
die der Linıe des Konzıils folgt, wırd 1in Erinnerung g- zıges Dokument der katholischen Kirche, das gemeinsam
bracht Bischof Matagrın bekannte sıch nıcht dieser mMi1it dem Rat der Föderatıon protestantischer Kirchen E1 -

stellt wurde, erlangte nationale Gültigkeıt. In einer Bot-Entwicklung, sondern bekundete den Wıillen der Bischöfe,
die Ursachen studieren und ethische Folgerungen dar- chaft VO Aprıil 1973 (vgl Junı 1973, 22

wıird der steigende Außenhandel Frankreichs mLL Krıegs-Aaus ziehen. In diesem Zusammenhang vergafß auch
nıcht auf das „neue” Phänomen hinzuweisen: darauf, daß materıial aller Art auf das heftigste krıitisiert. Dıieses Do-

vıele) Christen heute den Sozialismus als den Weg des kument spricht Von einem „teufliıschen Räderwerk“, 1n
welches Frankreich durch den Waffenhandel geraten 1StWandels etrachten. Er eriınnerte dabei den Briet

„Uctogesima advenıens“ Pauls VI Kardınal Roy und Dıie Außenpolıitik Frankreichs wurde durch dıe Notwen-
nahm tür die Bischöfe ın Anspruch, dafß S1e den Auftrag tigkeit der Kommerzialısıerung VO  3 Kriegswaffen beein-
un das echt hätten, ohne pauschale Verurteilung hın- flußt Dıie Überlegungen der katholischen und protestan-
siıchtlich des Sozialismus und seiner verschiedenen Varıan- tischen Kirchen plädieren tür ıne Planung der Rüstung
ten die notwendıgen soz1alethischen Unterscheidungen in europäischem Rahmen, da une einseıitige Beschränkung

des W.affenhandels durch Frankreich kaum denkbar warevorzunehmen. Jede Politik folge einer Finalıtät und dıese
hänge wıederum VO Verständnıis des Menschen, 1m SO- Die qOhristlichen Kirchen verlangen ıne öftentliche Diskus-
zı1alısmus VO  - der materialistischen Basıs aAb (vgl Do- S10N über dieses Thema. ine andere internationale Or-
cumentatıon catholique, Tl Z2) Dıie Verschieden- gyanısatıon der Sicherheit se1 anzustrengen. Die Idee eınes
heit der poliıtischen Auffassungen der Christen 1St nıcht organısıerten friedlichen Widerstandes der Bevölkerung

gegenüber eiınem Eindringling se1l studıeren. Frank-übersehen. Der politische Pluralismus der Katholiken
mu{fß daher anerkannt werden. Dıiıeser Pluralismus wiırd reich musse alles unternehmen, ıne Verminderung
1n dem Bericht VO  . Lourdes nach allen Seıten hın er- der Weltrüstung herbeizuführen. Lhese Ausführungen
sucht. Dıie polıtischen Interventionen der Bischöfe sSOW1e tanden jedoch nıcht jenes Echo, welches sıch dıe Autoren
kollektive Schritte der Christen tanden dıe gesteigerte erwarteten.

Aufmerksamkeit des Berichterstatters. Sınd die kirchlichen Solange das gegenwärtige nachgaullistische Regıme be-
AÄutoritäten gegenüber den weltlichen 1n einem Konkur- steht, dürfte sich der Modus vivendiı 1n den Beziehungen
renzverhältnis, oder eısten s1e NUur Hiılfsdienste? Mıt Nach- Kirche—Staat wen1g andern. Allerdings wırd sıch die Kır-
druck wırd die Meınung ve:  9 die Kirche se1 che viel stärker Wort melden, cAQristliche Grund-

satze ın Gesellschaft und Staat MI1It Nachdruck Vel-keinen Umständen der geistige Arm der staatlıchen (Ge:
walten. Dıie kirchlichen Autoritäten haben weder ıne teidigen. Rudolf Lewandowsk:


